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An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1015 W i e n 

Ihr Zeichen/Ihre Geschäftszahl 
Ihre Nachricht vom 

Betreff : 

Unsere Geschäftszahl 

13.101/01-I C 7/88 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Landwirtschaftsgesetz 1976 geändert 

wird: 

Aussendung zur Begutichtung 

Wien, am 

1988 02 19 

Sachbearbeiter/Klappe 

Dr. zauner/6646 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft beehrt 

sich, in der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Landwirtschaftsgesetz 1976 geändert wird, in 25 Ausferti­

gungen mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme zu übermitteln. Der 

E nt w u r f w u r de m i t F r ist 2 5 • M. ä r z 1 9 ... � 7 .. " 9�IJl all g e m ein e n Beg u t ach -

tungsverfahren zugeführt. 

Für den Bundesminister: 

Dr. W 0 h a n k a 

Für die Richtigkeit 

der�rh�ng: 

Bitte führen Sie unsere Geschäftszahlln Ihrer Antwort an I 

Fernschreiber: 111145 und 111780 - OVR: 0000183 - Bankverbindung: PSK 5060007 
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Sntwurf 

Bundesgesetz vom . • • . • • • • • • . • • • • . •  , mit dem das Landwirt-

schaftsgesetz 1976 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie 

im Art.II des Landwirtschaftsgesetzes 1976, BG B 1.Nr.2 99, in der 

Fassung der Bundesgesetze BGBl.Nr.2 84/198D und 2 61/ 1984 sowie 

im Art.II dieses Bundesgesetzes enthalten sind, sowie deren 

Vollziehung sind bis zum Ablauf des 3D.Juni 1992 auch in den 

Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfas­

sungsgesetz in der Fassung von 192 9 etwas anderes vorsieht. 

(2 ) Dieser Artikel tritt mit 1.Ju1i 1988 in Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesre­

gierung betraut. 

Artikel II 

Das Landwirtschaftsgesetz 1976, BGB 1.Nr.2 99, 

ändert durch das Bundesgesetz BGB 1.Nr.2 6 1/ 1984, 

geändert: 

zuletzt ge­

wird wie folgt 

1. Die Abschnittsbezeichnung ·A. Allgemeines· wird anstelle 

vor § 2 vor § 1 gesetzt. 
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2 .  Die § §  1 und 2 lauten: 

- §  1. ( 1) Bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist da­

von auszugehen, daß es dessen Zweck und Ziel der Agrarpolitik 

ist, 

1. sinn volle Beschäftigungs- und Erwerbsmöglichkeiten in 

der Land- und Forstwirtschaft zu erhalten, zu sichern 

und neu zu schaffen, wobei insbesondere wirtschaftlich 

gesunde und leistungsfähige bäuerliche Familienbe­

triebe in einem funktionsfähigen ländlichen Raum zu 

erhalten sind, 

2 .  die vielfältigen Erwerbskombinationen zwischen Land­

wirtschaft und anderen Wirtschaftsbereichen auszu­

bauen, 

3. den in der Landwirtschaft tätigen Personen die Teil­

nahme am sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt zu 

ermöglichen, 

4. eine bäuerlich strukturierte Landwirtschaft zu er­

halten, 

5 .  die Landwirtschaft unter Bedachtnahme auf die Gesamt­

wirtschaft und die Interessen der Verbraucher zu för­

dern, damit für die Be völkerung die bestmögliche Ver­

sorgung mit Lebensmitteln gesichert ist, 

6. eine für die Aufrechterhaltung einer ausreichenden 

Siedlungsdichte notwendige Anzahl von landwirtschaft­

lichen Betrieben, insbesondere im Berggebiet und 

sonstigen entwicklungsschwachen und strukturell be­

nachteiligten Regionen zu erhalten, 

7. die natürlichen Lebensgrundlagen Boden, Wasser und 

Luft zu verbessern und nachhaltig zu sichern, 

8. die Kultur- und Erholungslandschaft zu erhalten und zu 

gestalten, 

9. den Schutz vor Naturgefahren zu gewährleisten. 

(2 ) Bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind die 

Bergbauernbetriebe und die wirtschaftlich schwachen Betriebe in 
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entsi�dlungsgefährdeten Regionen oder solchen nit ausgesprochen 

ungUnstigen wirtschaftlichen sowie infrastrukturellen Voraus­

s�tzungen besonders zu berUcksichtigen. Unter Bergbauernbe­

trieben im Sinne dieses Bundesgesetzes sind jene Betriebe zu 

verstehen, in denen sich durch das Kli�a, die äußere und die 

innere Verkehrslage oder die Hanglage erheblich erschwerte 

��bens- und Produktionsbedingungen ergeben. ryer Bundesminister 

fUr Land- und Forstwirtschaft kann mit Zustimmung des Hauptau3 -

schusses des Nationalrates durch Verordnung die Bergbauern­

betriebe, einzeln oder nach Gemeinden und Gemeindeteilen zu­

sammengefaßt, bestimmen. 

§ 2 .  (1) Für Bergbauernbetriebe, die unter erheblich er­

schwerten Bedingungen ganz jährig bewohnt und bewirtschaftet 

werden, hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

produktionsneutrale direkte Einkommenszuschüsse ( Bergbauernzu­

schuß ) zu gewähren. 

(2 ) Ein Anspruch auf Gewährung eines Bergbauernzuschusses 

wird durch dieses Bundesgesetz nicht begründet. 

( 3) Zur Erreichung der im § 1 Abs.l genannten Ziele ist bei 

der Durchführung von Förderungsmaßnahmen auf wirtschaftlich 

sc hwache Betriebe in entsiedlungsgefährdeten Regionen oder in 

solchen mit ausgesprochen ungünstigen wirtschaftlichen sowie 

infrastrukturellen Voraussetzungen besonders Bedacht zu nehmen. 

(4) Im übrigen kann die Förderung landwirtschaftlicher Be­

triebe auch durch Beihilfen und Zinsenzuschüsse erfolgen.w 

3. Im § 4 Abs.l ist der Ausdruck ft Bundesminister für Handel, 

Gewerbe und Industriew auf w Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheitenft zu ändern. 

4. § 7 Abs.l lautet: 

• (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtsc haft hat 

jährlich für das abgelaufene Kalender jahr die wirtschaftliche 
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Lage der Landwirtschaft, gegliedert nach Betriebsgrößen, Se­

triebsformen und produktionsgebieten, unter besonderer Berück­

sichtigung von sozioökonomischen Betriebskategorien sowie der 

Bergbauernbetriebe und wirtschaftlich schwachen Betriebe in 

entsiedlungsgefährdeten Regionen oder solchen mit ausgesprochen 

ungünstigen wirtschaftlichen sowie infrastrukturellen Voraus­

setzungen, festzustellen." 

5 .  § 8 Abs.l und 2 lauten: 

" (  1) Zur Feststellung der wirtschaftlichen Lage der Land­

wirtschaft und ihrer einzelnen Gruppen können alle hiezu geeig­

neten agrarökonomischen und statistischen Unterlagen herange­

zogen werden. Insbesondere sind die Buchführungsergebnisse 

einer ausreichenden Anzahl land- und forstwirtschaftlicher Be­

triebe in repräsentati ver Auswahl und Gruppierung zusammenzu­

stellen und auszuwerten; dabei soll die Anzahl von 2 000 Erhe­

bungsbetrieben nicht unterschritten werden. Hiezu kann ein 

landwirtschaftliches Buchführungsinstitut oder eine für diese 

Belange hinreichend ausgestattete Institution beauftragt wer­

den. Die Mitwirkung der land- und forstwirtschaftlichen Be­

triebe ist freiwillig. 

(2 ) Daten, die einzelne land- und forstwirtschaftliche Be­

triebe betreffen und die gemäß Abs.l oder anläßlich der Bera­

tung ermittelt oder verarbeitet worden sind, dürfen ohne die 

ausdrückliche und schriftliche Zustimmung der Betroffenen für 

andere als die in Abs.l genannten Zwecke oder Zwecke der Bera­

tung der Betroffenen nicht verwendet werden." 

6. § 9 Abs.2 lautet: 

"(2 ) Auf Grund des Berichtes gemäß Abs. I hat die Bundesre­

gierung spätestens gleichzeitig mit dem Voranschlag der Ein­

nahmen und Ausgaben des Bundes für das folgende Finanz jahr 
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( Art.5 1 Abs. l B- VG) dem Nationalrat einen "Bericht über die 

wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft" vorzulegen; dieser Be­

richt hat auch die Maßnahmen zu enthalten, die die Bundesregie­

rung zur Erreichung der im § 1 genannten Ziele für notwendig 

erachtet ("Grüner Plan") ." 

7. § 10 Abs.l lautet: 

" (  1) Wenn zur Verfolgung der im § 1 genannten Ziele unter 

anderem die Bereitstellung von Bundesmitteln notwendig ist, hat 

die Bundesregierung diese in den Entwurf des jeweiligen Bundes­

finanzgesetzes aufzunehmen. Hiebei sind auch die vom National­

rat zum Bericht gemäß S 9 Abs.2 beschlossenen Maßnahmen zu be­

rücksichtigen." 

8. S 12 lautet: 

"S 12 . (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 

30 .Juni 1992 außer Kraft. 

(2 ) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

1 • hinsichtlich des S 1 Abs.l, 

SS 9 Abs.2 und 10 bezieht, 

die Bundesregierung, 

soweit er sich auf die 

sowie der SS 9 Abs.2 und 10 

2 .  hinsichtlich des S 1 Abs.l, soweit er nicht unter Z 1 

fällt, die mit der Vollziehung der sonstigen Bestim­

mungen dieses Bundesgesetzes betrauten Bundesminister, 

3. hinsichtlich des S 3 der Bundesminister für wirt­

schaftliche Angelegenheiten im Ein vernehmen mit dem 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

4. hinsichtlich des § 4 Abs.l der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft im Ein vernehmen mit dem Bun­

desminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 
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5 .  hinsichtlich der Ubrigen Bestimmungen der Bundesmi­

nister für Land- und Forstwirtschaft.-

Artikel III 

( 1) Art.II dieses Bundesgesetzes tritt mit 1.Juli 1988 in 

Kraft. 

(2 ) Die Vollziehung des Art. II dieses Bundesgesetzes 

richtet sich nach § 12 Abs.2 des Landwirtschaftsgesetzes 1976 

in der Fassung des Art.II des vorliegenden Bundesgesetzes. 
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V o r  b 1 a t t 

Problem: 

Mit 3D. Juni 1988 tritt das Lanrlwirtschaftsgesetz 1976 außer 

Kraft. Seit Erlassung des Landwirtschaftsgesetzes hat 3ich dip. 

wirtschaftliche Lage in diesem Bereich erheblich verändert un d 

sind somit die Z iele des Landwirtschaftsgesetzes gleichf3l1s 

p.iner Änderung unterlegen. 

Z iel und Inhalt: 

Verlängerung der Geltungsdauer des Landwirtschaftsgesetzes 

1976 um vier Jahre. Anpassung an geänderte Rechts vorschriften. 

Neudefinition der Z iele der Agrarpolitik. Verstärkte Betonung 

ökologischer und regionalpolitischer Aspekte unter besonderer 

Berücksichtigung der Landwirtschaft in wirtschaftlich schwachen 

und infrastrukturell benachteiligten Regionen. 

Alternati ven: 

Lediglich Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes un d 

Anpassung an geänderte Rechts vorschriften. 

Kosten: 

Keine zusätzlichen Kosten gegenüber derzeit bestehenden Be­

stimmungen. 
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E r 1 � u t e r u n g e n 

Allgemeiner Teil 

nie Geltungsdauer des 1 984 auf vier Jahre verlängerten 

Landwirtschaftsgesetzes 1 976 läuft am 30.Juni 1988 aus. Der 

vorliegende Entwurf enthält daher eine Verlängerung des Ge­

setzes um weitere vier Jahre. DarUber hinaus werden wegen der 

geänderten wi�tschaftlichen Verhältnisse insbesondere im Be­

reich der Landwirtschaft sowie wegen der verstärkten öko­

logischen Probleme in diesem Bereich die Z iele des Landwirt­

schaftsgesetzes neu definiert. Unter BerUcksichtigung öko­

logischer und wirtschaftlicher Probleme wird der Förderungsauf­

tr�g zugunsten der Bergbauernbetriebe und sonstiger Betriebe in 

wirtschaftlich schwachen Regionen verstärkt in den vorliegenden 

Entwurf aufgenommen. DarUber hinaus werden die Bestimmungen be­

treffend den Grünen Bericht aktualisiert und adaptiert. 

Im Hinblick auf die im Art.I enthaltene notwendige er­

gänzende Kompetenzübertragung auf den Bund wird auf das im 

Bundesrat erforderliche besondere Präsenz- und Zustimmungser­

fordernis oich Art.44 Abs.2 B-VG verwiesen. 

Besonderer Teil 

Zu Art.I: 

In Art. I ist - wie bisher - die für die Verlängerung not­

wendige Kompetenzbestimmung für weitere vier Jahre (= Verlänge­

rungszeitraum) enthalten. Neu ist die unmittelbare Aufnahme der 

Inkrafttretens- und Vollziehungsbestimmung für Art.I, da hiefUr 

gleichfalls eine Verfassungsbestimmung notwendig ist. 
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Zu Ar t.Ir 7. 1 und 2 (§§ 1 und 2) 

Der bisherige § 2 ries Landwirtschaftsgesetzes wir d nunmehr 

als § 1 bezeichnet, (der frühere § 1 ent�ielt die nunmehr in 

Ar t. I enthaltene Ver fassungsbestimmung) . Qur ch Verschiebung der 

Ziele auf § 1 muß auch die entsprechende Uber schrift um einen 

Par�gr 3phen vorgezogen werden. Bei der �euformulierung der 

Ziele wird besonderes Gewicht auf die ökologisc�en Schwer punkte 

und die daraus abzuleitenden Folgerungen für die Agrarpolitik 

gelegt. Die Erhaltung leistungsfähiger bäuerlicher Familienbe­

triebe sowie die besondere Berücksichtigung der Verbraucher­

interessen bleiben weiter,in grundsätzliche Ziele bei der 

Durchführung des Landwir tschaftsgesetzes. 

In § 1 Abs. 2 wird neben den Bergbauernbetrieben auch die 

besondere Förderungswürdigkeit der von der Grenzlandförderung 

erfaßten Betriebe aufgenommen, da gerade diese Betriebe in der 

Regel unter besonders wirtschaftlich ungünstigen Bedingungen 

leide�. Es besteht daher diesbezüglich eine erhöhte Gefahr der 

Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft. Gleich­

zeitig mit der Abwanderung von bäuerlichen Familien besteht 

die Gefahr , daß Funktionsfähigkeit und Siedlungsdichte länd­

licher Räume beeintr ächtigt werden. Im Hinblick auf die großen 

wir tschaftlichen Probleme (z. 8. angespannte Arbeitsmarktlage) 

sowie im Hinblick auf die Bedeutung der Kulturlandschaft für 

den Fremden verkehr soll dieser Entwicklung tunlichst entgegen­

gewir kt werden. 

§ 2 enthält neben besonderen Förderungsschwerpunkten -

Bergbauernzuschüsse in Form von produktionsneutralen Direkt­

zahlungen und Grenzlandförderung - auch einen Hinweis auf die 

Formen der sonstigen Förderung landwir tschaftlicher Betriebe. 

Es ist jedoch nicht beabsichtigt, detaillierte Regelungen für 

die gesamte LandwirtSChaftsför der ung in das �andwir tschaftsge­

setz aufzune�men, da die Konkr etisierung - wie bisher - durch 

ri. e 2 lassung sp� eller För derungsrichtlinien zu erfolgen hat. 

Die derzeit enthaltenen Bestimmungen sollen auch im Hinblick 
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auf einen mBglichen Beitritt jsterreichs zur Europ�isc�en Ge­

meinschaEt verjeutlichen, wie wichtig die E r haltung b�uerlicher 

Strukturen im Berggebiet sowie in entsiedlungsgeE�hrdeten Re­

gionen ist. 

Zu Art.II � 1: 

Die vorgenommene Bezeichnungsänderung ergibt sich auEgrund 

der Bundesministeriengesetz-No velle 1 987. 

Z u  Art. II Z 4 ( §  7 Abs. l) 

Bei der Ermittlung von BuchEührungsdaten ist besonders auE 

alle landwirtschaEtlichen Erwerbsformen insbesondere in 

Berg - un d Grenzlandgebieten - verstärkt Rücksicht zu nehmen. 

Zu Art. II Z 5 ( §  8 Abs.l und 2) 

Es ist beabsichtigt, das bisherige Auswertungssystem von 

Buchführungs daten· ( Bodennutzungsformen) auf E G -konforme 

Methoden ( Standardbetriebseinkommen) umzustellen. Um verläß­

liche und wissenschaftlich abgesicherte Aussagen über die wirt­

schaftliche Lage der Landwirtschaft zu erhalten, ist es not­

wendig, Aufzeichnungen von mindestens 2 000 freiwillig buch­

führenden Betrieben auszuwerten. Daraus sind für den Grünen 

Plan entsprechende Förderungsschwerpunkte abzuleiten. 

)er EG-Ministerrat hat 1965 beschlossen, zur Darstellung 

der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Landwirtschaft Auf­

zeichnungen von ca. 3 3  000 Betrieben auszuwerten und jährlich 

die E rgebnisse dieser Auswertung in einem Lagebericht festzu­

halten. 

Die Geheimhaltungs verpflichtung zugunsten ermittelter För­

derungsdaten in Abs. 2 erscheint aufgrund der bisherigen Voll­

zugserfa� 'ngen unzweckmäßig, da durch Abs. 2 primär den anläß ­

lieh der Buchführung und Beratung von land- und forstwirt -

103/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 11 von 18

www.parlament.gv.at



- 4 -

schaftli�hen Betrieben ermittelten Daten ein besonderer Geheim­

haltungsschutz z ukommen soll. Es soll daher d er Hinweis auf die 

anl�ßlich der Förderung ermittelten einzelbetrieblichen Daten 

entfallen. Der aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen ge­

gebene Geheimhaltungsschutz (Datenschutz, Amtsgeheimnis etc. l 

bleibt jedoch diesbezüglich gewahrt. 

Zu Art.II Z 6 (§ 9 Abs.2) 

Abgese hen von einer Richtigstellung des Hinweises auf den 

Zielparagraphen wird nunmehr ausdrücklich der Begriff "Grüner 

Plan", der für jene Maßnahmen, die aufgrund des Grünen Be­

richtes zu ergreifen sind, schon bisher üblich war, ergänzt. 

7.u A..rt. II Z 7 (§ 10 Abs.l) 

Wegen Verschiebung des Zielparagraphen muß auch das diesbe­

zügliche Zitat angepaßt werden. 

Zu Art. II Z 8 (§ 12 ) 

Aufgrund der Verlängerung des Landwirtschaftsgesetzes 1 976 

um vier Jahre ist die AUßerkrafttretensbestimmung entsprechend 

zu ändern. Oie Vollziehungsklausel wird entsprechend den le­

gistischen Richtlinien angepaßt (siehe Abs. 2 ) . Der bisherige 

Abs.2 betreffend die Uberleitung bereits außer Kraft getretener 

Bergbauern verordnungen ist hinfällig und kann daher weggelass8n 

wer::1en . 

Z u Art. r I I : 

Diese Bestimmung enthält die für die einfachgesetzlichen 

Teile der No velle erforderlichen Inkrafttretens- und Voll­

zie hungsbestimmungen. 
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GeQtende Fassung 

§ 2. (1) Bei der Vollziehung dieses Bundesge­
setZes ist davon auszugehen. daß es dessen Zweck 
1St, 

.1) einen wirtschaftlich gesunden und leistungs­
fähigen Bauernstand in einem funktions­
fähigen ländlichen Raum zu erhalten, 

b) der Landwirtschaft und den in der land­
wirtschaft beschäftigten Personen die Teil­
nahme an der fortschreitenden Entwicklung 
der österreichischen Volkswirtschaft zu 
sichern, 

c) die Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 
der Landwirtschaft. insbesondere auch durch 
strukturelle Maßnahmen, zu erhöhen und 

d) die Landwiruchaft unter Bedachtnahme auf 
die Gesamtwirtschaft und die Interessen der 
Verbraucher zu fördern. damit sie imstande 
ist. 
naturbodingte N.1chteile gegenüber anderen 
Winschaftszweigen auszugleichen. 
sich den Anderungen der volkswirtschaft­
lichen Verhältnisse anzupassen, 
die wirtschaftliche Lage der in ihr tätigen 
Personen angemessen zu verbessern, 
der Bevölkerung die bestmögliche Versor­
gung mit Lebensmitteln zu sichern und 
zur Erhaltung der Kulturlandschaft beizu­
tragen. 

TextgegenUber"t�llung 

Vorge�' eh lagener Text 

2. Die SS I und 2 lauten: 

·S I. (11 Bel der Vollziehung dieses Bundesgesetze' da-

von auszugehen, daß es dessen Zweck und Zie 1 der Agrarp" I. t ik 

ist, 

I. sinnvolle Beschäftiqunqs- und Erwerbsmöglichkeiten in 

der Land- und Porstwirtschaft zu erhalten, zu sichern 

und neu zu schaffen, wobei Insbesondere wirtsch.l! t llch 

gesunde und leistungsfähige bäuerliche Parni lienhe­

triebe In einem funktionsfähigen ländlichen Raum zu 

erhalten sind, 

2. 

) . 

4. 

5. 

6. 

die vielfältigen Erwerhskombinationen zwischen Land­

wirtschaft und anderen Wirtschaftsbereichen auszu-

bauen, 

den In der Landwirtschaft tätigen Personen die Tell­

nahlle am sozialen und wirtschaftlichen Portschritt zu 

erMöglichen, 

eine bäuerlich strukturierte Landwirtschaft zu er-

hallen, 

die Landwirtschaft unter Bedachtnahme auf die G" �amt-

wirtschaft und die Interessen der Verbraucher zu för-

dern, damit für die Bevölkerung die bestmöglichp Ver ­

sorgung mit Lebensmitteln gesichert ist, 

eine für die Aufrechterhaltung einer ausreichenden 

SIedlungsdichte notwendige Anzahl von landwirtschaft 

lichen Betrieben, insbesondere im Be,ggebiet und 

sonstigen entwick lunqsschwacht"n und strukturei) tlt'-

nachteillgten Regionen zu erhalten, 

7. die natürlichen l.ebensqrundlaqp.n Boden, Wd5ser IlrItt 

Luft zu verbessern un(t nachhaltig Z'J sichp'(I, 
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Geltende Fassung 

(2) Bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes I 
sind die Bergbauernbetriebe besonders zu be­
rücksidltigen. Unter Bergbauernbetrieben im 
Sinne dieses Bundesgesetzes sind jene Betriebe 
zu verstehen, in denen sich durch das Klima, die 
äußere und die innere Verkehrslage oder die 
Hanglage besonders erschwerte Lebens- und 
Produktiorubedingungen ergeben. Der Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft kann mit 
Zustimmune: des H�upuusschusses des National-
rates durch Verordnung die Bergbauernbetriebe 
einzeln oder nach Gemeinden und Gemeinde: 
teilen zusammengefaßt, bestimmen. 

I I 

- 2 -

Vorgeschlagener Text 

8. die Kultur- und Er holungslandschaft zu erhalten und zu 

gestalten , 

9. den Schutz vor Naturgefahren zu gewährleisten . 

(21 Bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind die 

Bergbauernbetriebe und die wirtSChaftlich schwachen Betriebe in 

entsiedlungsgefihrdeten Regionen oder solchen mit ausgesprochen 

ungünstigen wirtschaftlichen sowie infrastrukturellen Voraus­

setzungen besonders zu berücksichtigen. Unter Bergbauernbe­

trieben im Sinne dieses Bundesgesetzes sind jene Betriebe zu 

verstehen, in denen sich durch das Klima, die iußere und die 

innere Verkehr. lage oder die Hang lage erheblich erschwerte 

Lebens- und Produktionsbedingungen ergeben. Der Bundesminister 

fOr Land- und Forstwirtschaft kann mit Zustimmung des Hauptaus­

schusses des Nationalratea durch Verordnung die Bergbauern­

betriebe, einzeln oder nach Gemeinden und Gemeindeteilen zu­

sammengefaet, bestimmen. 

S 2. (11 Für Bergbauernbetr i ebe , die unter erheblich er­

schwerten Bedingungen ganzjährig bewohnt und bewirtschaftet 

werden, hat der Bundesminister fUr Land- und F orstwirtschaft 

produktionsneutrale direkte E InkommenszuschUsse ( Bergbauernzu­

schu BI zu gewähren. 

( 21 Ein Anspruch auf Gewährung eines Bergbauernzuschusses 

wird durch dieses Bundesgesetz nicht hegrUndet. 

(lI Z ur Erreichung der Im S l Abs. 1 genannten Zielp Ist hel 

der Durchführung von Förderungsmannahmen auf wirtschaft II�h 

schwache Betriebe In entsierll\lnqsqefährdeten Regi one n  Of)P[ irl 

solchen ml t ausgesproch .. n ungilnst Ig .. n wl rt schaf t 11 chen sowi .. 

infrastrukturellen VoralJssetz\lnqen t)esonrlers ßed act,t zu flPllmPII. 

(41 Im ilbci')en kann dIe Pördprunq landwi rt schaft II<:h .. , n<> ­

t r t e be aue h dur c h 8 e 1 h I 1 f e n Il n ci Z l n sen z u sc h iJ s se e r ( () , f' P n • •  
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I I 

Ge�tende Fassung 

§ 4. ,. ) Der Bundesminister für Land- 'und 
forstwirtsduft kann im Einvernehmen mit �tm 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu· 
strie für inbndische landwirtschaftliche Erzeug· 
nisse, für die Preise nach den Vorschriften 'dca 
Preisge t"tzes nicht bestimmt $ind, zur Gewihr· 
leistu� der Produktion von solchen Erzeugnissen 
und zur ordnungsgemäßen Versorgung der Be· 
völkerung nach Anhörung der Bundeskam/llcr 
der gewnblichen Wirtschaft, der Präsidentenkoo· 
ferenz da Landwirtschaftskammern tJsrerreidll. 
des Osterreichischen Arbeiterkammerugd und 
des asterreichischen Gewerkschaftsbundes unlCr 
Bedachtnahme auf die Bestimmungen des S ) 
Richtpreise bestimmen. Die Richtpreise könncD 
in Form von Preisbändern (Festsetzung einet 
Ober- und Untergrenze) gehalten sein. Eine Ober· 
oder Unterschreitung der Richtpreise (der Ober-
oder Untergrenze) ist nidlt verboten. 

. 

§ 7. (1) Das Bundesministerium für Land- und 
forstwirtschaft hat jährlich für das abgelaufene 
Kalenderjahr die wirtschaftliche Lage der Land­
wirtschaft, gegliedert nach Betriebsgrößeo, Be­
triebsformen und Produktionsgebieten, festzu­
stellen. 

-J-

Vor�e8chlagener Text 

3. Im S 4 Aba.l ist der Ausdruck "Bundesminister für Handel, 

Gewerbe und Industrie" auf "Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten" zu ändern. 

4. S 7 Abs.l lautet: 

" (  1 1  Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat 

jährlich für das abgelaufene Kalend�rjahr die wirtSChaftliche 

Lage der Landwirtschaft, gegliedert nach BetriebsgrÖßen. Be-

triebsformen und Produktionsgebieten, unter besonderer Berück­

sichtigung von sozioökonomischen Betriebskategorien sowie der 

Bergbauernbetriebe und wirtschaftlich schwachen Betriebe in 

entsiedlungsgefährdeten Regionen oder solchen mit ausgesprochen 

ungünstigen wirtschaftlichen sowie infrastrukturellen VocaUH­

setzungen, feptzustellen." 
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Geltende Fassung 

§ 8. (1) Zur Fesmellung der wirtsduftlidaen 
LJge der bndwirtsda;aft und ihrer einzelnen 
Gr uppen können ;alle hiezu geeigneten UnterLl­
gen der l;andwirtsduhüdaen Belriebslehre und der 
Sutistik he ungezogen werden. Insbesondere kann 
ein l.ndwirudaafdühes BudaführungsinSlitut ver­
tuglida be.uhugt werden. die Buchführungser­
gebnisse einer ;ausrc:idaenden Annhl Llndwirt­
sduftücher Betriebe ;aller Gruppen in repräsenu­
tiver Ausw;ahl zwammenzunellen und ;auszuwer­
ten. Die Mitwirkung der bndwiruda;aftlidaen 
Betriebe ist freiwillig. 

• I 
(2) Tusachen. die gemäß Abs. 1 oder anläßlich 

der Beutung oder Förderung Lmdwirtschafdicher 
Betriebe erhoben oder festgehalten worden sind 
und sich :luf bestimmte Betriebe beziehen. dürfen 
ohne Zustimmung dieser Betriebe für ;andere 
Zwecke nicht heungezogen werden. 

(2) Auf Grund des Beridates gemäß Abs. 1 hat 
die Bundesregierung spätestens gleichzeitig mit 
dem Vounsmlag der Einn;ahmen und Ausgaben 
des Bundes für d;as folgende Fin;anzjahr· (Art. 51 
Abs. 1 B-VG) dem N;ationalnt einen "Beridlt 
über die wirtsmaftliche bge der L;andwirtsch.1ft" 
vorzulegen; dieser Berimt hat ;auch die Maßnah. 
men zu enthalten. die die Bundesregierung ZUr 
Erreidaung der im § 2 dieses Bundesgesetzes ge­
nannten Ziele für notwendig euchtet. 

-'lf --

Vorgeschlagener Text 

s. S 8 Abs.l und 2 lauten: 

"( I' Zur Peststellung der Wirtschaftlichen Lage der Land­

wirtschaft und ihrer einzelnen Gruppen können alle hiezu geeIg­

neten agrarökonomischen und statistischen Unterlagen herange­

zogen werden. Insbesondere sind die Buchführungsergebnisse 

einer ausreichenden Anzahl land- und forstwirtsChattllcher Be­
triebe in repräsentativer Auswahl und Gruppierung ZUS4mm�nZU­
stellen und auszuwerten; dabei .8011 die Anzahl von 2 000 Erhe­

bungsbetrieben nicht unterschritten werden. Hiezu kann ein 

landwirtSChaftliches Buchführungsinstitut oder eine für diese 

Belange hinreichend ausgestattete Institution beauftragt wer­

den. Die Mitwirkung der land- und forstwirtschaftlichen Be­

triebe ist freiwillig. 

(2' Daten, die einzelne land- und for8twirtsch aftliche Be­

triebe betreffen und die gemäß Abs.l oder anläßlich der Be�a­

tung ermittelt oder verarbeitet worden sind, dUrfen ohne die 

ausdrückliche und SChriftliChe Zustimmung der Betroffenen tür 

andere als die in Abs.l genannten Zwecke oder Zwecke der Bera­

tung der Betroftenen nicht verwendet werden." 

6. S 9 Abs.2 lautet: 

"(2' Auf Grund des Berichtes gemäß Abs.l hat die Bundesre­
gierung spätestens gleichzeitig mit dem Voranschlag der Ein­

nahmen und Ausgaben des Bundes tür das folgende FinanZJahr 

(Art.51 Abs.l B-VG' dem Nation alrat einen "Bericht über die 

Wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft" vorzulegen; dieser Be­

richt h at auch die MaBnahmen zu enthalten, die die Bundesregie­
rung zur Erreichung der i.

· S I genannten Ziele tilr notwendig 

erachtet ("Grüner Plan "' ." 
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J 
Geltende Fassung 

§ 10. (1) Wenn zur Verfolgung der im S 2 
dieses Bundesgesetzes genannten Ziele unter ande­
rem die Bereitstellung von Bundesmitteln not. 
wendig ist, hat die Bundesregierung diese in deo 
Entwurf des jeweiligen Bundes6nanzgesetzes auf­
zunehmen. Hiebei sind auch die vom Nationalrat 
zum Bericht gemäß § 9 Abs. 2 beschlossenen Maß­
nahmen zu berücksichtigen. 

§ 12 . 

.. ( 1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 
JO. Juni 191111 außer Kraft." 

(2) Die gemäß § 2 des urulwirtsch.aftsgesetzos, 
BGBI. Nr. 155/1960, erlassenen Verordnungen 
bleiben als Bundesgesetze weiter in Geltung. Jedes 
dieser Gesetze tritt -außer Kraft, sobald für den 
Bereich des betreffenden Bundeslandes Verord· 
nungen gemäß S 2 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes 

. erlassen werden. 

r- S"- -

8_ 

Vorgeschlagener Text 

7. S 10 Abs.l lautet: 

"' 1) Wenn zur Verfolgung der im 5 1 g�nannten Ziele unter 

anderem die Bereitstellung von Bundesmitteln notwendig ist, hat 

die Bundesregierung diese in den Entwurf des jeweiligen Bundes­

finAnzgesetzes Aufzuneh •• n. Hiebei sind auch die vom National­

rat zum Bericht gemäß 5 9 Abs . 2 beschlossenen "aBnahmen zu be­

rücksichtigen." 

5 12 lautet: 

"5 12. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 

30.Juni 19 9 2  außer KrAft. 
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Geltende Fassung 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind hinsichtlich Jes § I, des S 9 Abs. 2 und des 
S 10 die Bundesregierung, 

hinsichtlich des S 2 Abs. I, soweit er sich auf 
S 9 Abs. 2 und § 10 bezieht, die Bundesregierung 
und im übrigen die mit der Vollziehung der son­
stigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be­
trauten Bundesminister, 

hinsichtlich des S 3 der INndesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft, 

hinsichtlich des S .. Abs. 1 d.r Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie und 

hinsichtlich der übrigen Beninunungen der 
Bundesminister für Land· und Forstwirtschaft 
betraut. 

..--( -
Vorgeschlagener Text 

(2) Hit der Vollziehun9 dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

1. 

2. 

l. 

L 

hinsichtlich des S 1 Abs.l, soweit er sich auf die 

55 9 Abs.2 und 10 beZieht, sowie der S5 9 Abs.2 und 10 
die Bundesre9ierun9, 

hinsichtlich des 5 Abs.l, soweit er niCht unter Z 

fällt, die ait der Vollziehung der sonstigen Bestim­

mungen dieses Bundesgesetzes betrAuten Bundesminister, 

hinsichtlich des 5 1 der Bundesminister für wirt­

SChaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister fOr �and- und Porstwirtschaft, 

hinsichtlich des S 4 Abs.l der Bundesminister für 

Land- und Porstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun­

desminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 

hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesmi­

nister für Land- und Porstwirtschaft.' 

• 

103/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
18 von 18

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




